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Wesentliche, bereits vorliegende umweltbezogene Stellungnahmen aus 
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Von: Petra Neunherz

An: Jan Kaiser

Betreff: Wtrlt: B-Plan 5-132 Umspannwerk Kladower Damm

Datum: Donnerstag, 18. April 2024 13:41:22

Anlagen: IMAGE_1.jpeg

und noch eine Stellungnahme

Gruß Neunherz

Hinweis: 

Verschlüsselte E-Mails können aus technischen 

Gründen nicht bearbeitet werden.

>>>

Von: <Jens.Henker@lda.berlin.de>

An: <petra.neunherz@ba-spandau.berlin.de>

CC: <Sebastian.Heber@lda.berlin.de>, <Achim.Schroeer@lda.berlin.de>, <Marlene.Lieback@lda.berlin.de>

Datum: 18.04.2024 10:22

Betreff: B-Plan 5-132 Umspannwerk Kladower Damm

Sehr geehrte Frau Neunherz,
 
mir wurde Ihre Anfrage bezüglich eventueller bodendenkmalpflegerischer Belange zum Umspannwerk Kladower Damm weitergeleitet. Nach Durchsicht aller uns zur
Verfügung stehender Unterlagen sind weder am Ort noch in der näheren Umgebung Bodendenkmale, Grabungsschutzgebiete oder archäologische Fundstellen betroffen.
Seitens der Bodendenkmalpflege gibt es daher keine Einwände oder zu beachtende Maßnahmen.
 
Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag
Dr. Jens Henker
           
Landesdenkmalamt Berlin

Wiss. Referent Bodendenkmalpflege

Altes Stadthaus, Klosterstraße 47, 10179 Berlin
 

Tel.: +49 (0)30 90259 - 3684

Fax: +49 (0)30 90259 - 3700

E-Mail: jens.henker@lda.berlin.de

www.berlin.de/landesdenkmalamt

www.youtube.com/landesdenkmalamtberlin

 

            

Archäologische Grabung im Bereich der Bauakademie 2021 - YouTube
 
 
 



 

Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, 
Klimaschutz und Umwelt 
Oberste Naturschutzbehörde / Artenschutz 

 

Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, Klimaschutz 

und Umwelt, Am Köllnischen Park 3, 10179 Berlin 

Bezirksamt Spandau von Berlin 

Frau Neunherz 

Abt. Bauen, Planen, Umwelt- und Naturschutz 

Bau 2 Stapl B14 

Carl-Schurz Str. 2/6 

13597 Berlin 

 

 Geschäftszeichen (bitte angeben) 

IIIB 4 -23 // 5-132 

Frau Brügmann 

naturschutz@senmvku.berlin.de 

Am Köllnischen Park 3, 10179 Berlin 

26. April 2024 

 

Stellungnahme der Oberstern Naturschutzbehörde, Fachbereich Artenschutz B-Plan 5-132 

gem. § 4 Abs. 1 BauGB 

 

Sehr geehrte Frau Neunherz, 

im Auftrag der Obersten Naturschutzbehörde, Fachbereich Artenschutz nehme ich zu dem 

B-Plan 5-132 im Rahmen der Beteiligung der TöB gem. § 4 Abs. 1 BauGB wie folgt Stellung: 

Das B-Plan Verfahren nach § 13a BauGB befreit nicht artenschutzrechtliche Belange zu 

prüfen. Dabei ist Aufgabe des Vorhabenträgers sicherzustellen, dass Verbotstatbestände 

nach § 44 BNatSchG nicht berührt und vermieden werden. Um dies sicher auszuschließen, 

ist eine Kartierung des Artinventars nach Methodenstandards durchzuführen und anhand 

derer ggf. Vermeidungs-, Ersatz- und/oder Kompensationsmaßnahmen abzuleiten. Der 

Kartierumfang ist mit der unteren Naturschutzbehörde Spandau abzustimmen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Brügmann 

Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt, Am Köllnischen Park 3, 10179 Berlin 

Elektronische Zugangsöffnung gemäß § 3a Absatz 1 VwVfG: post@senmvku.berlin.de 

 barrierefreier Zugang 

Verkehrsanbindung: U2 Märkisches Museum; U8 Jannowitzbrücke, Heinrich-Heine-Straße; S3, S5, S7, S9 Jannowitzbrücke; 

Buslinien 147, 165, 265 U-Bhf. Märkisches Museum 

Berliner Sparkasse DE25 1005 0000 0990 007600 

Postbank Berlin DE47 1001 0010 0000 058100 

Bundesbank, Filiale Berlin DE53 1000 0000 0010 001520 



 

 Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, Kli-
maschutz und Umwelt 
Wasserbehörde 

 

Senatsverwaltung für Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klima-
schutz, Brückenstraße 6, 10179 Berlin 

 
 
Bezirksamt Spandau von Berlin 

Abt. Bauen, Planen, Umwelt- und Naturschutz 

Frau Jansen - Bau 2 Stapl B16 

  
 
Wasserbehörde 

Herr Deißler, II D 44 

Tel. +49 30 9025-2066 
arno.deissler@senuvk.berlin.de 

Brückenstraße 6, 10179 Berlin 

29.04.2024 
 

 

Bebauungsplan: Entwurf des Bebauungsplans 5-132  

Bezirk, Ortsteil: Spandau, Ortsteil Kladow 

Geltungsbereich: Kladower Damm 327 und Friedrich-Hanisch-Straße 3  

Verfahrensstand: Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB  

 

Zum o. g. B-Planentwurf nehme ich für das Referat II B (Wasserwirtschaft) und die Wasserbe-
hörde des Landes Berlin (Referat II D  Gewässerschutz) wie folgt Stellung: 

 
Gegen das geplante Vorhaben an sich bestehen keine Bedenken, allerdings sind die Anfor-

derungen gemäß dem Hinweisblatt zur Begrenzung von Regenwassereinleitungen bei Bau-

vorhaben in Berlin (BReWa-Be, Stand Juli 2021) einzuhalten. Da im Kladower Damm kein 

Regenwasserkanal vorhanden ist, wird empfohlen, ein Fachgutachten Regenwasser zu er-

stellen, in dem die Entwässerung des Plangebiets unter Berücksichtigung der Belange des 

Grundwasserschutzes konzipiert wird (s. S. 8, 9 der Begründung).  

Bereits im B-Plan-Verfahren sollten daher mögliche und notwendige Entwässerungslösungen 

hinsichtlich der Flächenverfügbarkeit und ihrer Erlaubnis- und Genehmigungsfähigkeit unter-

sucht werden (s.u.). 

 

Wasserwirtschaftliche Rahmenbedingungen und Entwässerung 

Es ist zu beachten, dass grundsätzlich bei Bauvorhaben die Regenwasserbewirtschaftung im 

Plangebiet in Anlehnung an den natürlichen Wasserhaushalt durch Verdunstung und Versicke-

rung mittels planerischer Vorsorge sicherzustellen ist. Die Ableitung des Regenwassers ist auf 
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ein natürliches Maß zu begrenzen und das anfallende Niederschlagswasser vor Ort zu bewirt-

schaften. Daher sind frühzeitig ausreichend bemessene Flächen für die Bewirtschaftung des 

Niederschlagswassers vorzusehen. Ist eine vollständige Bewirtschaftung des Regenwassers 

auf dem Grundstück aufgrund objektiver Rahmenbedingungen nicht umsetzbar, ist dies in 

Form eines Fachgutachtens zu begründen.  

Begründung: 

Das Niederschlagswasser von versiegelten Flächen fließt schnell ab und steht damit nicht für 

die Verdunstung und Versickerung zur Verfügung. Dies führt neben den Folgen für das örtliche 

Klima bei ungedrosselter Ableitung zu häufig wiederkehrenden, großen Abflussspitzen im Ge-

wässer, die eine starke Belastung für die Gewässerökologie darstellen und zur Entstehung von 

nachteiligen Hochwasserfolgen führen können. In Abhängigkeit der Herkunft des Nieder-

schlagswassers führt es zudem zu einer stofflichen Belastung. Eine zusätzliche stoffliche und 

hydraulische Belastung der Gewässer ist zu vermeiden. Eine Annäherung an den natürlichen 

Wasserhaushalt ist anzustreben. 

Nach § 5 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz des Bundes (WHG) ist jede Person bei Maßnahmen, 

mit denen Einwirkungen auf ein Gewässer verbunden sein können, verpflichtet, nachteilige 

Veränderungen der Gewässereigenschaften zu vermeiden, die Leistungsfähigkeit des Was-

serhaushalts zu erhalten sowie eine Vergrößerung und Beschleunigung des Wasserabflusses 

zu vermeiden. Die Gewässer sind nachhaltig zu bewirtschaften, u.a. mit dem Ziel, möglichen 

Folgen des Klimawandels vorzubeugen sowie an oberirdischen Gewässern so weit wie mög-

lich natürliche und schadlose Abflussverhältnisse zu gewährleisten und insbesondere durch 

Rückhaltung des Wassers in der Fläche der Entstehung von nachteiligen Hochwasserfolgen 

vorzubeugen (vgl. § 6 Abs. 1 Nr. 5 und 6 WHG). 

Regenwasser, welches aus dem Bereich von bebauten oder befestigten Flächen gesammelt 

abfließt, ist Abwasser (§ 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG -) und muss so beseitigt werden, dass 

das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt wird (§ 55 Abs. 1 Satz 1 WHG). Gemäß § 27 

WHG ist für oberirdische Gewässer der gute chemische und ökologische Zustand bzw. das 

gute ökologische Potential zu erreichen. Eine Verschlechterung ist zu vermeiden. Für die Re-

genwasserbewirtschaftung ist in Abhängigkeit der Belastung des Regenwassers die Versicke-

rung des Regenwassers über die belebte Bodenzone anzustreben (§ 36a Berliner Wasserge-

setz). Eine Erlaubnis für das Einleiten von Abwasser in Gewässer (Direkteinleitung) darf nur 

erteilt werden, wenn die Menge und Schädlichkeit des Abwassers so geringgehalten wird, wie 

dies bei Einhaltung der jeweils in Betracht kommenden Verfahren nach dem Stand der Technik 

möglich ist (§ 57 WHG). 
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Fachliche Informationen und Hinweise zur weiteren Planung der Entwässerung 

 Im Plangebiet sowie in unmittelbarer Nähe ist kein Regenwasserkanal vorhanden. So-

mit besteht aktuell auch keine Möglichkeit Niederschlagswasser oberflächig abzulei-

ten. 

 Der Boden ist geprägt von schwachdurchlässigem Geschiebelehm- und -mergel. Die 

Verteilung ist jedoch nicht homogen. Das Vorhandensein von Sandlinsen bzw. sicker-

fähigem Boden ist möglich. Zur Beurteilung der Versickerungsfähigkeit werden lokale 

Bodenuntersuchungen empfohlen. 

 Im Plangebiet liegt kein Wert für den zu erwartenden Mittlere Höchste Grundwasser-

stand (zeMHGW) vor. Der zu erwartende Höchste Grundwasserstand (zeHGW) be-

trägt 31,9 mNHN. 

 Es bestehen keine gültigen wasserrechtlichen Genehmigungen oder Erlaubnisse hin-

sichtlich einer Entwässerung für das betroffene Grundstück. 

 Für die Versickerung von Niederschlagswasser innerhalb des Wasserschutzgebietes 

ist eine wasserrechtliche Erlaubnis nach dem Wasserhaushaltsgesetz erforderlich. 

Diese Erlaubnis ist nicht Bestandteil des B-Plan-Verfahrens. 

 Bei Maßnahmen, die nicht unter die Niederschlagswasserfreistellungsverordnung 

(NWFreiV) fallen ist für die Versickerung von Niederschlagswasser eine wasserrechtli-

che Erlaubnis nach dem WHG erforderlich. Diese Erlaubnis ist nicht Bestandteil des 

B-Plan-Verfahrens. 

 

Starkregen 

Für das Plangebiet liegt noch keine Starkregengefahrenkarte vor. Die Starkregen-Hinweis-

karte liegt berlinweit vor und erlaubt eine erste Begutachtung. Da bei der Hinweiskarte unter 

anderem der Einfluss des Kanalsystems noch nicht miteingerechnet wurde, unterliegt vor allem 

die Simulation der Überflutungstiefen gewissen Unsicherheiten. 

Das Plangebiet befindet sich nicht im Gebiet einer topografischen Senke und ist in Bezug auf 

starkregenbedingte Überschwemmungen unauffällig. 

Grundwasserschutz 

Das Plangebiet befindet sich anteilig (Flurstück 90 vollständig und Flurstück 89 anteilig) in 

der weiteren Schutzzone III des Wasserschutzgebietes Kladow. Demnach sind die entspre-

chenden Ge- und Verbote der Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes für 
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das Wasserwerk Kladow (Wasserschutzgebietsverordnung Kladow) vom 7. Januar 1975 

(GVBl. S. 106) zu beachten.  

Grundsätzlich ist im Wasserschutzgebiet bei jeglichen Maßnahmen mit besonderer, über das 

übliche Maß hinausgehender Sorgfalt vorzugehen, um eine Verunreinigung des Wassers o-

der eine sonstige nachteilige Veränderung seiner Eigenschaften oder des Naturhaushaltes 

zu verhindern. 

Entsprechend § 36a (1) Berliner Wassergesetzes (BWG), dem sogenannten Versickerungsge-

bot, ist in erster Linie eine Versickerung des (schwach belasteten) Niederschlagswassers am 

Entstehungsort über die belebte Bodenzone anzustreben.  

Ein Regenwasserkanal steht im Plangebiet nicht zur Verfügung. 

Eine Versickerung über Sickerschächte oder Rigolen ist auf den Flächen im Wasserschutzge-

biet nicht zulässig. Eine breitflächige Versickerung über die belebte Bodenzone, eine Mul-

denversickerung bzw. ggf. außerhalb des Wasserschutzgebietes auch eine Mulden-Rigolen-

Versickerung ist grundsätzlich möglich, jedoch auch nur bei schwach belastetem Nieder-

schlagswasser.  

Bei der Belastung des Niederschlagswassers ist im Wasserschutzgebiet zu beachten, dass 

Wasser von geplanten metallischen Dachflächen nur versickert werden darf, wenn die Me-

tallflächen derart beschichtet sind, dass eine Auswaschung und ein Austrag der Metallionen 

ausgeschlossen werden kann.  

Der bei einer Muldenversickerung im Wasserschutzgebiet geforderte Abstand von der Anla-

gensohle bis zum zeHGW von einem Meter kann hier bei einem zeHGW von 31,9 mNHN 

problemlos eingehalten werden. Für die Beurteilung der Versickerungsfähigkeit des Unter-

grunds sowie der sich daraus ergebenden vorzuhaltenden Versickerungsfläche sollten je-

doch lokale Bodenproben genommen werden, da hier nur schwachdurchlässiger Geschie-

belehm im Untergrund anzutreffen ist. Die Verteilung ist jedoch kleinräumig und nicht homo-

gen. Eine ausreichende Flächenverfügbarkeit für die Versickerung sowie eine geeignete 

Dacheindeckung sollten frühzeitig in der weiteren Planung berücksichtigt werden. 

 

Altlastensituation und Bodenschutz 

Die Belange des nachsorgenden Bodenschutzes wurden bereits in den vorliegenden Pla-

nungsunterlagen eingearbeitet. 

Insoweit ergänzend die Belange des vorsorgenden Bodenschutzes: 
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Aus den Planunterlagen geht hervor, dass mit der Aufstellung des Bebauungsplans eine pla-

nungsrechtliche Sicherung und eine städtebauliche Neuordnung im Rahmen eines beschleu-

nigten Verfahrens nach § 13a BauGB erfolgen soll. Es ist keine Umweltprüfung erforderlich 

und somit auch kein Umweltbericht. Trotzdem sind auch im beschleunigten Verfahren die all-

gemeinen umweltrelevanten Belange zu ermitteln und zu bewerten.  

Es ist ein Ersatzneubau geplant, d.h. es findet eine Neuversiegelung statt und danach soll die 

Altanlage zurückgebaut werden. Somit sind auch Entsiegelungsmaßnahmen (Gebäude, Zu-

fahrt, Wege, Stellplätze) vorgesehen. Der sparsame Umgang mit Grund und Boden gem. 

BauGB wird auf Seite 38 erwähnt und damit auch die Festsetzung der GRZ auf 0,3. Aller-

dings ist weiter vorne (Seite 27) begründet worden, dass die Erhöhung der GRZ bis 0,4 erfol-

gen kann (d.h. 1980 m² von 4950 m² können überbaut werden). Eine Versiegelungs- / Ent-

siegelungsbilanz wurde mit den Planunterlagen nicht vorgelegt. Es geht demnach aus den 

Unterlagen nicht hervor, wie viel Neuversiegelung geplant ist und wieviel m² dagegen ent-

siegelt werden.  

Die Bewertung des Schutzguts Boden hat anhand einer falschen Kartengrundlage stattge-

funden und sollte noch mal geprüft werden.  

Für die Bewertung des Schutzgutes Boden ist die aktuellste Fassung der Umweltatlaskarte 

 zu berücksichtigten. Im Plangebiet zeigt 

die Karte Böden mit mittlerer Schutzwürdigkeit. Hier sollten Eingriffe in das Schutzgut Boden 

vermieden oder ausgeglichen, die Planung optimiert und der Nettoverlust an unversiegeltem 

Boden und seinen Funktionen vermieden oder ausgeglichen werden. 

Die bodenschutzfachlichen Anforderungen an Planungsentscheidungen (vgl. o.g. Umweltat-

 

Leitbild und Maßnahmenkatalog für den vorsorgenden Bodenschutz in Berlin, Mai 2021) 

sind zu berücksichtigen. 

https://www.berlin.de/umweltatlas/boden/planungshinweise-bodenschutz/ 

https://www.berlin.de/sen/uvk/umwelt/bodenschutz-und-altlasten/vorsorgender-boden-

schutz/vorsorgender-bodenschutz-nichtstofflich/bauleitplanung/ 

Mit dem Inkrafttreten der novellierten Bundes-Bodenschutz und Altlastenverordnung ab 01. 

August 2023 kann die jeweilige Genehmigungsbehörde bei Maßnahmen, die die durchwur-

zelbare Bodenschicht auf mehr als 3 000 m² beanspruchen gem. § 4 Absatz 5 BBodSchV im 

Benehmen mit der zuständigen Bodenschutzbehörde eine bodenkundliche Baubegleitung 

verlangen.  
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Da Entsiegelungs- und Baumaßnahmen geplant sind und auch die temporäre Flächenbean-

spruchung durch Baustelleneinrichtungen auf der Planfläche nicht ausgeschlossen werden 

kann und gemäß den Planunterlagen (s. Seite 38) eine gärtnerische Gestaltung der entsie-

gelten Flächen erfolgen soll, sollten Entsiegelungsmaßnahmen und/oder die Wiederherstel-

lung der Bodenfunktionen auf Grundlage nachfolgender Arbeitshilfen erfolgen: 

Arbeitshilfe zur Wiederherstellung der natürlichen Bodenfunktionen nach einer Entsiegelung. 

Die Arbeitshilfe steht zum Download zur Verfügung. 

https://www.berlin.de/sen/uvk/umwelt/bodenschutz-und-altlasten/vorsorgender-boden-

schutz/vorsorgender-bodenschutz-nichtstofflich/entsiegelungspotenziale/ 

Ebenfalls sollte die ei der Planung und Durchführung von Bau-

vorhaben

tenden Bodenschutz und schließt die Erstellung eines Bodenschutzkonzeptes und die Boden-

kundliche Baubegleitung mit ein.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Im Auftrag 

 

 

Deißler 

 

 

 

Senatsverwaltung für Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klimaschutz, Brückenstraße 6, 10179 Berlin 

 barrierefreier Zugang 

Verkehrsanbindung: U2 Märkisches Museum; U8 Jannowitzbrücke, Heinrich-Heine-Straße; S3, S5, S7, S9 Jannowitzbrücke; Busli-

nien 147, 165, 265 U-Bhf. Märkisches Museum 

Berliner Sparkasse DE25 1005 0000 0990 007600 
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Postbank Berlin DE47 1001 0010 0000 058100 

Bundesbank, Filiale Berlin DE53 1000 0000 0010 001520 
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Klosterstraße 47, 10179 Berlin 

Parochialstraße 

 

14. Mai 2024 

 

Entwurf zum Bebauungsplan 5-132 

Stellungnahme des LDA zur Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 1 BauGB 

 

Sehr geehrte Frau Neunherz, 

das o.g. Verfahren berührt Belange von Denkmalschutz und Denkmalpflege. Östlich des 

Krankenhaus Spandau / örtlicher Bereich Havelhöhe & 

09085644) und süd Gutsparks Neukladow  

09046206). 

Gegen die beabsichtigte Neuordnung der vorhandenen Telekommunikationsanlagen und 

der Modernisierung des Umspannwerks bestehen keine denkmalfachlichen Bedenken. 

Das hier genannte Projekt berührt keine bodendenkmalpflegerischen Belange. Hier befinden 

sich keine bekannten archäologischen Fundstellen und das Gelände gehört zu keinem ar-

chäologischen Verdachtsgebiet. Die von uns gegebene Auskunft über das Vorhandensein 

oder das Nichtvorhandensein von Bodendenkmälern schließt nicht deren zufälliges Auftreten 

aus, insbesondere bei Grundstücken und Bauvorhaben, die sich innerhalb bzw. in der Umge-

bung von historischen Innenstadtlagen und von ehemaligen Dörfern von Berlin befinden. 

Darüber hinaus gilt bei zufällig auftretenden Bodenfunden die Anzeigepflicht nach § 3 Abs. 

1 Satz 1 DSchG Bln vom 24. April 1995 i. d. g. F. und die Abgabepflicht nach § 3 Abs. 2 

DSchG Bln. 
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Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

 

Marlene Lieback 
Referentin für Städtebauliche Denkmalpflege 

 

 

www.berlin.de/landesdenkmalamt 

www.youtube.com/LandesdenkmalamtBerlin 

 

Telefonische Sprechzeiten: Dienstag & Freitag, 9 bis 12 Uhr und nach Vereinbarung 

 

Zahlungen bitte bargeldlos an die Landeshauptkasse Berlin: 

Berliner Sparkasse, IBAN: DE25100500000990007600, BIC: BELADEBEXXX 

 

elektronische Zugangsöffnung gemäß § 3a Absatz 1 VwVfG 
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Entwurf des Bebauungsplans 5-132 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß  

§ 4 Abs. 1 BauGB 

 

Sehr geehrte Frau Neunherz, 

 

im Folgenden finden Sie die abgestimmte Stellungnahme des Straßen- und Grünflächenamtes 

Spandau. 

 

Stellungnahme des Fachbereichs Grün: 

 

Aus dem Zuständigkeitsbereich des Fachbereichs Grünflächen gibt es keine eigenen Planungen 

und Maßnahmen, die im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans zu berücksichtigen wären. 

 

Die Straßenbäume sind gemäß den geltenden Richtlinien im Rahmen der Baumaßnahme zu 

schützen und zu erhalten. 

 

_______________________________ 

 

Stellungnahme der Straßenverkehrsbehörde: 

 

Aus Straßenverkehrsbehördlicher Sicht bestehen gegen den vorliegenden B-Plan Entwurf keine 

Bedenken. 

 

_______________________________ 

 

Stellungnahme der Allgemeinen Verwaltung: Erschließungsbeitragsangelegenheiten: 

 

Aus Gründen der öffentlich-rechtlichen Erschließung und aus erschließungsbeitragsrechtlicher 

Sicht bestehen teilweise Bedenken gegen den o.g. Bebauungsplanentwurf: 

 

Die Friedrich-Hanisch-Straße und der Kladower Damm sind zwar gewidmet, die Eckschräge - 

Flurstück 288  aber nicht vollständig.  

Beide Straßen sind noch nicht erstmalig endgültig im Sinne der §§ 14 und 15 EBG hergestellt, d.h. 

nach Durchführung einer entsprechenden Straßenbaumaßnahme müssen die Anlieger zu 

Erschließungsbeiträgen herangezogen werden. 

Das Erschließungsbeitragsgesetz setzt bei der Verteilung des umlagefähigen 

Erschließungsaufwands in § 10 Abs. 1 als Verteilungsgröße die Geschossflächen fest (ableitbar 

aus der GFZ). Diese können gem. § 10 Abs. 3 Nr. 1 bzw. Abs. 5 auch anhand der BMZ bzw. der 

Baumassen abgeleitet werden. Für den für die Telekommunikation und Elektrizitätsversorgung 

vorgesehenen Bereich fehlt eine entsprechende Festsetzung, die zeichnerische Darstellung enthält 

lediglich die zulässige GRZ 0,3 und die maximale Höhe von OK 62,0 m über NHN.  
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Aus beitragsrechtlicher Sicht ist die Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung unter 

Zugrundelegung einer maximalen Gebäudehöhe unter Zugrundelegung des tatsächlichen 

Geländeniveaus (hier: 62,0 m über NHN) jedoch untauglich, weil das Geländeniveau  wenn 

auch geringfügig - unterschiedlich sein kann und somit die Geschossfläche nicht eindeutig 

bestimmbar ist. Es ist daher zwingend erforderlich, als Maß der baulichen Nutzung, z.B. die BMZ 

festzusetzen (vgl. zu Nr. IV.2.2 der Begründung zum Bebauungsplan). 

_______________________________ 

 

Stellungnahme des Fachbereichs Tief: 

 

Es bestehen keine Bedenken gegen die vorliegende Planung.  Wir begrüßen den Ausbau der 

elektrischen Infrastruktur in Spandau. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

 

Mario Haesler 

Bau 4 Tief PF 1 


